
Bundessozialgeri

—-8a RU 56/79 —

cht

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

o.oooooonoo...l.l......onooooooun......oooouoou...,

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter: ..........................,

g e g e n

00.0.0000.........ooooooooo00.000...oo....■oouoooo,

Beklagte und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:
..........oocoooooooovoo■oo

Der 8a Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 8. Mai 1980

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Bremen vom 22. März 4979 aufge—
hoben, SOWeit die Beklagte verurteilt worden ist, dem

Kläger weitere 7.582,46 DM an Übergangsgeld zu
zahlen.

Die Beklagte hat dem Kläger die Häfte der außerge—
richtlichen Kosten aller Rechtszüge zu erstatten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Im Revisionsverfahren ist nur noch streitig, nach welchem

Jahresarbeitsverdienst (JAV) das Übergangsgeld des

Klägers für die Zeit seiner Wiedererkrankung vom
15. November 1974 bis 25. April 1975 zu berechnen ist.

Der 1926 geborene Kläger war als Versicherungskauf—

mann tätig. Er versicherte sich bei der Beklagten frei—

willig gegen Arbeitsunfälle. Die Versicherungssumme

betrug von 1966 bis zum 51. Dezember 1970 12.000‚—— DM,

vom 1. Januar 1971 bis 51. Dezember 1972 24.000‚——DM

und vom 1. Januar 1975 an 48.000‚—— DM. Zum 19. Juni 1974

erlosch die Versicherung des Klägers; er trat der Be—

klagten aufs Neue am 25. November 1974 wiederum mit

einer Versicherungssumme von 48.000,-— DM freiwillig

bei.

Der Kläger erlitt am 10. August 1970 während einer Ge—
schäftsfahrt einen Arbeitsunfall. Ab 5. September 1970

war er wieder arbeitsfähig. Vom 21. Januar 1971 bis
25. April 1972 und vom 15. November 1974 bis 25. April 1975

war er jedoch wegen der Folgen dieses Unfalls erneut ’

arbeitsunfähig krank. Vor dem Unfall hatte er täglich

8 bis 10 Stunden gearbeitet, und zwar zu 70 % im Außen—
dienst° Nach dem Unfall konnte er keinen Außendienst

mehr leisten; seine Ehefrau erledigte die Büroarbeiten;

für gelegentlichen Außendienst wurden nebenamtliche

Mitarbeiter in Anspruch genommen. Während der Zeiten

der Arbeitsunfähigkeit erhielt der Kläger von der Kauf-

männischen Krankenkasse Halle als freiwillig weiterver—

sichertes Mitglied Krankengeld.

Die Beklagte gewährte dem Kläger mit Bescheid vom 15. Juli

1977 für die Zeit vom 21. Januar bis 110 Februar 1971

Verletztengeld nach einem Tagessatz von 72 % des 560. Teils

einer Versicherungssumme von 12.000,—— DM, worauf sie
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das für die selbe Zeit bezogene Krankengeld anrechnete. Für

die folgende Arbeitsunfähigkeit war das Krankengeld höher als

das so berechnete Verletztengeld° Vom 150 November bis 6.

Dezember 1974 gewährte sie ihm Übergangsgeld, berechnet nach

dem 450° Teil der auf 14.690,25 DM angepaßten Versicherungs—

summe von 129000,—— DM; für die restliche Zeit bis zum 25.
April 1975 war das Krankengeld wiederum höher.

Die gegen diesen Bescheid gerichtete Klage, mit der der Kläger

weiteres Verletzten» und Übergangsgeld unter Berücksichtigung

einer Versicherungssumme von 24.000,—— DM oder 48.000,—— DM

begehrte, hat das Sozialgericht Bremen (SG) abgewiesen (Urteil

vom 15. März 1978)° Das Landessozialgericht (LSG) hat der

Klage stattgegeben und die Beklagte verurteilt, dem Kläger

weitere 554,80 DM an Verletztengeld und weitere 7„582‚46 DM

an Ubergangsgeld zu zahlen" Es hat die Revision zugelassen,

soweit die Beklagte zur Zahlung weiteren Übergangsgeldes ver—
urteilt worden ist (Urteil vom 22. März 1979),

Die Beklagte hat Revision eingelegt. Sie rügt eine Verletzung

der 55 560, 564, 562, 574 der Reichsversicherungsordnung
(RVG)° Sie vertritt weiterhin die Auffassung, bei Wiederer—

krankung freiwillig versicherter Unternehmer sei das Über—

gangsgeld grundsätzlich nach der im Zeitpunkt des Unfalles

geltenden Versicherungssumme zu berechnen°

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgeriohts Bremen vom

22„ März 4979 aufzuheben, soweit die Beklagte zur

Zahlung von 7„582,46 DM Übergangsgeld verurteilt worden

isto

Der Kläger beantragt,
die Revision zurückzuweiseno

Die Beteiligten sind damit einverstanden, daß der Senat durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung entscheidet (% 124 Abs 2

des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°
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II

Die Revision der Beklagten ist begründet° Das angefochtene

Urteil des LSG ist aufzuheben, soweit es mit der Revision

angefochten ist.

Das LSG hat zu Recht in der Sache selbst entschieden. Die

Berufung gegen das angefochtene Urteil des SG war zulässig,

so daß das Verfahren nicht an einem von Amts wegen zu be—

rücksichtigenden Mangel leidet. Streitig ist zwar ein An-

spruch auf Übergangsgeld für einen im Zeitpunkt der Ein—

legung der Berufung bereits abgelaufenen Zeitraum (5 144
Abs 1 Nr 2 SGG); dieser Zeitraum umfaßt aber mehr als 15

Wochen. Die Berufung ist auch nicht nach 5 145 Nr 2 SGG

ausgeschlossen (vgl BSGE 27, 188).

Der Kläger hat für die Zeit seiner erneuten Wiedererkran—

_
kung (15. November 1974 bis 25. April 1975) keinen Anspruch

auf höheres Übergangsgeld.

Der Kläger war, als er verunglückte, freiwillig bei der

Beklagten gegen Arbeitsunfälle versichert (5 545 RVO iVm
5 59 der Satzung der Beklagten)o Die Versicherungssumme,

die der Versicherung als JAV zugrunde lag und die für die

Berechnung der Geldleistungen galt (% 40 Sätze 2 und 5 der
Satzung), betrug 12.000,—— DM° Als der Kläger am 15.

November 1974 erneut an den Unfallfolgen erkrankte, hatte

er dem Grunde nach wieder AnSpruch auf Leistungen nach

den 55 547 ff RVG (€ 45 der Satzung idF des am 12° August
1975 geltenden 6° Nachtrags)° Er War arbeitsunfähig iSd
Krankenversicherung, aber nicht erwerbsunfähig. Er hatte

deshalb Übergangsgeld zu beanspruchen (@ 560 Abs 1 Satz 1

RVG in der seit dem 10 Oktober 1974 geltenden Fassung des

@ 21 Nr 44 des RehabilitationsmAngleichungsgesetzes vom
7‚ August 1974 — BGBl I 1881 —RehaAnglG—; % 562 Abs 2

RVG)° Übergangsgeld (früher Verletztengeld) erhält ein
freiwillig versicherter Unternehmer, der im Betrieb voll

tätig war, wenn seine Arbeitskraft infolge unfallbedingter

Arbeitsunfähigkeit für einen nicht unbedeutenden Zeitraum

_ 5 _
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ausfällt° Ein dem Ausfall des Arbeitsentgelts eines Arbeit—

nehmers gleich zu achtender Einkommensverlust ist in Höhe

des in der Satzung bestimmten JAV entstanden° Ein konkreter

Einkommensverlust ist nicht zu ermitteln (BSGE 56, 155, 154;
im gleichenßinneschon BSGE 19, 161; 56, 98). Nach den Fest—

stellungen des LSG war der Kläger während der streitigen Zeit

seiner Wiedererkrankungen weder in der Lage, den von ihm in

seinem Unternehmen als Versicherungskaufmann vor dem Unfall

ausgeübten Außendienst, noch die Büroarbeiten zu leisten‚ Die

Beklagte greift diese Feststellungen nicht mit substantiierten

Rügen anc Sie trägt nicht vor, aus welchen Gründen das LSG
sich etwa hätte gedrängt fühlen müssen, Weitere Ermittlungen

in der Richtung anzustellen, ob der Kläger tatsächlich keiner—

lei der von ihm vor dem Unfall geleisteten Tätigkeiten ver—
richten konnteo

Die Höhe des Übergangsgeldes bemißt sich nach 5 561 Abs 5
RVO (BSGE 56, 156; SozR Nr 5 zu % 561 RVO)„ Danach erhalten

die übrigen Verletzten, die bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit

Arbeitseinkommen erzielt haben, insbesondere freiwillig ver—

sicherte Uhternehmer, Ubergangsgeld je Kalendertag in Höhe des
4500 Teiles des JAVo Im Falle einer Wiedererkrankung sind die

Verhältnisse des Jahres vor dem Beginn der erneuten Arbeits—

unfähigkeit zugrundezulegen (% 574 RVO)„ Wie der 2° Senat des

Bundessozialgerichts (BSG) (SozR 2200 5 574 Nr 2) bereits

entschieden hat, ist der JAV, der im Zeitpunkt der Wiederer—

krankung aufgrund der Satzung gilt, jedenfalls dann maßgebend,

wenn die Satzung nichts Abweichendes bestimmt. Der erkennende

Senat sieht keinen Anlaß, von dieser Entscheidung abzuweichen.

Für freiwillig versicherte Unternehmer ist der JAV nicht nach

den tatsächlichen Einkünften zu bestimmeno Als JAV gilt viel-

mehr der nach der Satzung der Beklagten bestimmte fiktive Be—

trag (@ 571 Abs 2 RVG aF — jetzt Abs 5 —; 5 671 Nr 9 RVO)°

Der 2„ Senat des BSG hat in der‚genannten Entscheidung dar—

gelegt, daß 5 574 RVG nicht auf die Bestimmung des JAV für

Beschäftigte beschränkt ist (so schon SozR 2200 5 561 Nr 4).

Er gilt vielmehr auch für die Feststellung der Leistungen für

Unternehmer aufgrund eines in der Satzung bestimmten JA.V° Das

geht insbesondere deutlich aus der Verweisung auf % 561 Abs 5
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EVO hervor. Von dieser'Vorschrift werden nämlich nsheseudere

freiwillig versioherte'Unt r11enmer erfaßt‚ deren “ereic11e

rung in'aller Regel eine bestimmte Vereintcrutgssummm zum
grunde liegt die anstel1e des tatsächl.i_ch e'rzie1_t h=n Ar—

beitsverdienstes für die Berechnung der Geldl.eistu
ngen maß—

gehend ist. Die Satzung der Beklagten in der für die strei—

tige Zeit maßgebenden Fassung verwies für die Leistungen

uneingeschränkt auf die es_een ff RVÖ(% 45_der Satzung)„
'Eine in'e1ner späteren Fassung der Satzu.ng enthaltene

Regelung (@ 46 satz 5 letzter Setzte_il)- wonach für d1e
Berechnung der Geld1.eistungen die im Zeit_pun■t d% Ar—
beitsunfa1les maßgebende Versi oherungssumme gilt

.
enthielt

;

die Satzung seinerzeit nicht.

Allerdings war die Versicherung des Klä.gers Wegen fehlen_

der Beitragszahlungen am 190 Juni 19?£._1180 vor seiner

erneuten Wiedererkrankung‚ erloschen„ D:r Klnf.

am 25. Neuenber_ |9/4 der Beklagten wieder heig

durch wird. sein Anspruch auf Übergengsgeld jed

ausgeschlossen° Folgen von Arbeit. sunfäll n s

sätzlich nach Gesetz und Satzun- zueitsnhädigsno let die
o

Werden von ihr nu.r Solche unta= und deren “o1gen nicht

erfaßt, die während de_s Ze1trfuree ein% t1eten „indi in

dem keine Versicherung bee tandt

In'derartigen Fällen ist eher entgégn 1„r 11

Beklagten nicht die im Unfallz

rungesummé für di.e Berechnung; des Uhsrgennsgeldes maß“

'gebend, sondern die oa1”ungsmaßige Kindes t***:$ß1exuxn

summe„ Das gilt jedenfalls, wenn ie odlzdu€ wie n1er

in der 19?4/?5 geltenden F1ss1ng, keine esweicn;nden

Regelungen ehthält° Au1 frühe1e‚ etWa ver den Unfall ms■w

gehende Verhältnisse zurückzugreifen‚ würde der äie1setzung

des Übergangsgeldes bei Wied% -ank1 gen nicht entspre—
chen; Bei Verletzten, die im Je.hr vor der Wi„dererkran—

kung kein Arbeitseinkommen erzielt haben„ ist desns15

das Übe_rgangsgeld nach einem entspree1end % R?5 E?! zu ne—

stimmenden Mindest—JAV zu berechnen (San 2230 % 363 Nr ü};
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Tritt aber bei freiwillig versicherten Unternehmern an die

Stelle des nach 59 574 ff RVO zu errechnenden JAV der nach

der Satzung maßgebliche Betrag, und sind nach 5 574 zwar
die Verhältnisse des Jahres vor der Wiedererkrankung zugrunde—

zulegen, ist bei freiwillig versicherten Unternehmern der

kraft Satzung im Zeitpunkt der Wiedererkrankung geltende JAV

entscheident (SozR 2200 5 574 Nr 2). Wirken sich also Ände-

rungen der Versicherungssumme während des Jahres vor der

Wiedererkrankung sowohl zugunsten als auch zu ungunsten des

Wiedererkrankten aus, so ist nicht eine vor dem Erlöschen

der Versicherung maßgebend gewesene Versicherungssumme der

Berechnung des Übergangsgeldes zugrundezulegen, sondern wie

bei anderen unter 5 561 Abs } fallenden Verletzten der Mindest—

JAV entsprechend 5 575, die satzungsmäßige Mindesversicherungs—

summe. Soll eine möglichst weitgehende Aktualisierung des

Ubergangsgeldes ermöglicht werden und liegt es bei freiwillig

versicherten Unternehmern in deren Hand, diese "Aktualisierung"

durch Änderungen der Versicherungssumme selbst herbeizuführen,

so ist es nicht gerechtfertigt, die Geldleistungen, nachdem

eine solche Versicherung erloschen ist, nach einer früheren

bei bestehender Versicherung geltenden Versicherungssumme zu

berechnen.

Nach der 4974 geltenden Satzung in der Fassung des 5. und

6. Nachtrags betrug die Mindestversicherungssumme ab 1‚

Januar 1975 12‚OOO,—— DM„ Nach einem JAV in dieser Höhe

hat die Beklagte das Übergangsgeld für die streitige Zeit
berechnet.
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„ 8 _

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG°
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